
Die LINKE setzt im Landeshaus-
halt für das nächste Jahr deutli-

che Prioritäten insbesondere für die
Handlungsfähigkeit der Thüringer
Kommunen, aber auch für Arbeits-
marktpolitik und Mittelstandsförde-
rung, für Bildung und Schulsozialar-
beit und nicht zuletzt für Projekte
gegen Rassismus und Menschen-
feindlichkeit. 

Auf einer Pressekonferenz am 30.
November stellte Bodo Ramelow zu-
sammen mit den „Haushältern“ der
Fraktion, Birgit Keller und Mike Hu-
ster, die LINKEN Änderungsanträge
(www.die-linke-thl.de) für die ab-
schließende Beratung des Etat-Ent-
wurfs der Landesregierung – die Land-
tagsdebatte dazu findet am 15. Dezem-
ber statt – vor und betonte dabei erneut
die Notwendigkeit einer umfassenden
Verwaltungsmodernisierung, die un-
verantwortlicherweise vor allem durch
die CDU noch immer blockiert wird. 

15 Millionen Euro 
in die Schuldentilgung

Für die Fraktion sei es kein Thema,
„Geld auf Pump auszugeben“. Mehr
noch, die LINKE will von den progno-
stizierten Steuermehreinnahmen 15
Millionen Euro in die Schuldentilgung
stecken. 

Es sei überhaupt langfristig unum-
gänglich, dass der Bund mit einer an-
deren Steuerpolitik für mehr Einnah-
men sorgt, betonte Bodo Ramelow. Er

nannte die Vorschläge der Linksfrakti-
on zur Haushaltsberatung einen „soli-
den, solventen und schlüssigen Weg“.
Dabei sei sie überzeugt, dass man auch
den Thüringer Landeshaushalt konso-
lidieren könne, was aber nur gehe bei
einer umfassenden Verwaltungsmoder-
nisierung.

Birgit Keller stellte den Medien eini-
ge Beispiele vor, wo die LINKE mit
Änderungsanträgen ihre Schwerpunk-
te deutlich machen wolle. So soll die
Jugendpauschale um vier auf insge-
samt 15 Millionen Euro aufgestockt
werden.

Landesarbeitsmarktprogramm
soll fortgeführt werden

Neben den zusätzlichen Geldern für
die Förderung von Projekten gegen
Rassismus und Menschenfeindlichkeit
soll es auch eine bessere Unterstützung
von Mehrgenerationenhäusern sowie
für den Bereich des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs geben - hier geht es
der LINKEN insbesondere um die Bar-
rierefreiheit, die vielfach noch nicht
gewährleistet ist.

Im großen Feld der Bildungspolitik
soll ein Schwerpunkt bei der Schulso-
zialarbeit liegen, für die die Linksfrak-
tion, so betonte Birgit Keller, zwei
Millionen Euro mehr vorsehe. Weitere
zusätzliche Finanzen sind für die Stu-
dentenwerke und zur Verbesserung der
Lern- und Lebensbedingungen vorge-
sehen.   Vor dem Hintergrund der Kri-
tik an der Arbeitsmarktpolitik der Lan-

desregierung will die LINKE mit vier
Millionen Euro das Landesarbeits-
marktprogramm weiter durchgesetzt
wissen. Aber auch die Mittelstandsför-
derung wird als ein wichtiger Baustein
der Thüringer Wirtschaftspolitik gese-
hen und soll eine Million Euro mehr
bekommen - Geld, das nach Vorstel-
lung der Linksfraktion aus der bisher
nur mäßig erfolgreichen Image-Kam-
pagne des Landes genommen werden
könnte.

Bodo Ramelow betonte gegenüber
den Journalisten, dass die LINKE als
einzigste Fraktion den Mut hatte, klar
zu sagen, die Finanzierung des Kinder-
tagesstättengesetzes muss raus aus
dem Kommunalen Finanzausgleich,
denn notwendig sind klare Strukturen
und eine Kita-konkrete Abrechnung.
Bekanntlich hatten die Kommunen an
der jetzigen Zuweisung scharfe Kritik
geübt.

Bei den Gemeindefusionen 
geht es zu „wie auf dem Basar“

Der Fraktionschef der LINKEN
nannte vor dem Hintergrund der noch
immer ausstehenden Funktional-, Ver-
waltungs- und Gebietsreform die ge-
genwärtigen Zustände der „sinnlosen
Konkurrenz“ öffentlicher Einrichtun-
gen „unerträglich“ und betonte: „Es ist
verantwortungslos, dass es keinen Plan
gibt, welche Aufgaben in welchem
Rahmen gelöst werden sollen.“ Bei
den Gemeindefusionen gehe es gegen-
wärtig zu „wie auf dem Basar“.

noch beschwichtigt, dass alles offen
sei und der Diskussionsprozess inner-
halb der Landesregierung nicht abge-
schlossen“.

Die LINKE Bildungspolitikerin un-
terstrich, dass das Bündnis innerhalb
kurzer Zeit bereits deutlich mehr als
15.000 Unterschriften gesammelt hat,
„also dreimal mehr, als man für den
Start eine Volksbegehrens benötigt,
und zwar aus allen Teilen des Landes“.
Sie sprach von einem „bedeutsamen
Zeichen gegen die Kommunalisierung
der Thüringer Grundschulhorte. Eine
Entscheidung gegen diesen Bürgerwil-
len ist ein erneuter Beweis dafür, dass
diese Landesregierung Politik am Bür-
ger vorbei betreibt“, betonte die Land-
tagsabgeordnete.

rung engagieren. Um die Versorgungs-
werkfrage zu klären (strittig seien 30
Millionen Euro, die zusätzlich zu zah-
len wären) habe er vorgeschlagen, die
Modellphase um ein Jahr zu verlän-
gern. Man wolle schließlich die „gute
Nachmittagsbetreuung“ als Idee des
Landkreistages nicht einfach aufge-
ben, hieß es. Die Ministerpräsidentin
habe noch eins drauf gesetzt und ge-
sagt, dass es kein Zurück gebe, weil es
durchweg vernünftig sei, die Horte zu
kommunalisieren und man ließe sich
durch „Störfeuer“ davon nicht abbrin-
gen.

Michaele Sojka zeigte sich über die-
se Äußerungen „entsetzt und schwer
enttäuscht, hatte doch gerade im Bil-
dungsausschuss der Staatssekretär

Nach dem Besuch der Jahresver-
sammlung des Thüringer Land-
kreistages am 9. Dezember sagte
Michaele Sojka, bildungspolitische
Sprecherin der Linksfraktion, dass
sie die kommunale Familie nicht
mehr verstehe: während sich der
Gemeinde- und Städtebund nach
wie vor ganz klar gegen die Hort-
kommunalisierung wendet, kann
sich Rüdiger Dohndorf, Präsident
des Landkreistages und Landrat des
Landkreises Sömmerda, die Rück-
abwicklung der Modellhorte nicht
vorstellen. Dohndorf mache den
„gewerkschaftlichen Protest“ ver-
antwortlich und ignoriere, dass sich
im Bündnis alle Betroffenenvertre-
ter gegen die Hortkommunalisie-

Prioritäten für den Landeshaushalt bei
Kommunen, Bildung und Sozialem

Thüringer Landkreistag ignoriert Hort-Bündnis

AKTUELL

Nachdem die Staatsanwaltschaft
Dresden gegen den Jugendpfarrer
Lothar König aus Jena Anklage er-
hoben hat, erklärte Bodo Rame-
low, Vorsitzender der Linksfrakti-
on: „Es wirft ein verheerendes
Licht auf das Wirken der Justizbe-
hörden in Sachsen, wenn gerade
diejenigen, die sich gegen Rechts-
extremismus engagieren, mit Straf-
verfahren überzogen werden!“

Bodo Ramelow erinnerte daran,
dass auch Strafverfahren gegen
ihn und drei weitere Fraktionsvor-
sitzende der LINKEN von der
sächsischen Justiz mit großem Ei-
fer verfolgt werden. „Gemeinsam
mit tausenden Bürgern und Vertre-
tern von Parteien, Institutionen
und Vereinen haben wir friedlich
gegen den Neonazi-Aufmarsch in
Dresden 2010 protestiert. Damit
wird die unfassbare Strategie fort-
geführt, couragierte Menschen zu
diffamieren und zu kriminalisie-
ren. Angesichts des akuten Versa-
gens gerade der sächsischen, aber
auch der anderen Sicherheitsbe-
hörden und Justiz bei der Aufklä-
rung von Neonazi-Terrornetzwer-
ken und ihrer Verbrechen ist das
Vorgehen der Dresdener Justizbe-
hörden ein Skandal.

Man erweist nicht nur der De-
mokratie einen Bärendienst, son-
dern sendet auch ein falsches Si-
gnal an Bürger, die sich bisher mu-
tig den Umtrieben von Neonazis in
den Weg gestellt haben. Unsere
Solidarität gehört Lothar König
und allen, die sich gegen Rechtsex-
tremismus engagieren. Friedlicher
Protest gegen Nazis ist keine Straf-
tat!“, unterstreicht Bodo Ramelow
und unterstützt im Namen seiner
Fraktion die vom Landesvorstand
der LINKEN verabschiedete Soli-
daritätserklärung und den Aufruf
zur Beteiligung an den Protesten
für Dresden: „Wir rufen alle auf,
im Februar 2012 an den Protesten
gegen die neofaschistischen Ge-
fahren in dieser Gesellschaft teil-
zunehmen und dabei auch gegen
die zu protestieren, welche diese
Gefahren bagatellisieren wollen
oder versuchen, die zivilgesell-
schaftlichen Akteure und den ge-
waltlosen Widerstand selbst in die
Nähe von Terrorismus zu rücken!
Wir fordern von der sächsischen
Justiz die Einstellung sämtlicher
Verfahren im Zusammenhang mit
den Protesten gegen den Naziauf-
marsch am 19. Februar 2011.“

KOMMENTIERT:

Schluss mit Kriminalisierung
friedlichen Protests gegen Nazis

von Bodo Ramelow

Vor der abschließende Beratung des Landesetats 2012 stellte die Linksfraktion ihre Änderungsanträge öffentlich vor


